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der Bundesverfassung besagt daher nichts zur 
Preisgestaltung im lokalen öffentlichen Verkehr.

Weil die Einführung von Gratis-ÖV eine wirksame 
ökologische und soziale Massnahme ist, hätten wir 
uns gewünscht, dass die rot-grüne Stadtregierung 
unser Anliegen unterstützt. Stattdessen versucht 
der Gemeinderat, mit unhaltbaren rechtlichen Vor-
wänden eine Volksabstimmung und damit auch eine 
öffentliche Diskussion über Gratis-ÖV zu verhindern.

Das Initiativkomitee verlangt daher – und mit ihm 
die Partei der Arbeit Bern und die Kommunistische 
Jugend – in der jetzt eingereichten Beschwerde, 
dass die zuständige Regierungsstatthalterin den 
Entscheid der Berner Stadtregierung aufhebt und 
diese anweist, die «gratisÖV-Initiative» innerhalb 
der gesetzlichen Fristen dem Stadtrat zu Behand-
lung zuzuleiten.

Initiativkomitee «gratisÖV-Initiative. Für einen kostenlosen öffentlichen 
Nahverkehr in der Stadt Bern», 31.Januar 2022

WECHSEL IM 
BERNER STADTRAT
Medienmitteilung

Zora Schneider, Stadträtin der Partei der Arbeit 
(PdA) Bern, tritt aus beruflichen Gründen zurück. 
Sie hatte die Partei der Arbeit während mehr als 
vier Jahren auf engagierte und kompetente Wei-
se im bernischen Stadtparlament vertreten und 
zahlreiche Vorstösse unternommen und Anträge 
gestellt. Diese betrafen u. a. die Löhne und Arbeits-
bedingungen der Angestellten in der Stadt Bern, 
insbesondere auch der Frauen; die Lebenssituation 
und den Schutz der Obdachlosen; die Aufnahme 
und Unterstützung von Menschen auf der Flucht; 
die zahnmedizinische Versorgung der Menschen 
im Alter und die Auswirkungen der Privatisierung 
von Altersheimen; die Dringlichkeit von konkreten 

BESCHWERDE 
GEGEN UNGÜLTIG-
KEITSERKLÄRUNG 
DER BERNER «GRA-
TIS-ÖV-INITIATIVE»
EINGEREICHT
Medienmitteilung

Das Initiativkomitee der «gratisÖV-Initiative» für 
einen kostenlosen öffentlichen Nahverkehr in 
der Stadt Bern hat heute beim Regierungsstatt-
halteramt Bern-Mittelland gegen den Entscheid 
des Berner Gemeinderates, die Initiative als 
ungültig zu erklären, Beschwerde eingereicht.

Die Berner Stadtregierung hatte behauptet, die 
Initiative verstosse gegen übergeordnetes Recht. 
Die Bundesverfassung sehe vor, dass die Kosten 
des öffentlichen Verkehrs zu einem angemessenen 
Teil durch die von den Nutzerinnen und Nutzern 
zu bezahlenden Preise zu decken seien; daher sei 
ein Gratis-ÖV auf kommunaler Ebene gar nicht 
zulässig.

Wie in der Beschwerde anhand der Entstehungs-
geschichte des hier in Frage stehenden Art. 81a BV 
aufgezeigt wird, trifft dies nicht zu. Art. 81a wurde 
als Teil der bundesrätlichen Vorlage zu «Finanzie-
rung und Ausbau der Bahninfrastruktur (FABI)», 
welche im Jahr 2014 von Volk und Ständen an-
genommen wurde, in die Bundesverfassung ein-
gefügt. Wie schon der Titel der Vorlage besagt, 
ging es dabei ausschliesslich um die nationale und 
regionale Bahninfrastruktur. Vom innerstädtischen 
Tram- und Busverkehr war mit keinem Wort die 
Rede – weder in der Debatte im Bundesparlament, 
noch in der umfangreichen bundesrätlichen Ab-
stimmungsbotschaft. Die genannte Bestimmung 
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Massnahmen zum Klimaschutz und die Einführung 
von gratisÖV in der Stadt Bern; gesellschaftspoli-
tische Themen wie strukturellen Rassismus, Poli-
zeieinsätze, Cannabis-Experimentierartikel, E-Prix, 
Missstände im Einbürgerungsverfahren.

Die Partei der Arbeit dankt Zora Schneider für all 
ihren Einsatz für die Interessen und Anliegen der 
werktätigen, wie auch der arbeitslosen, preka-
risierten und an den Rand unserer Gesellschaft 
gedrängten Menschen.

Als Nachfolger wird Matteo Micieli ab Ende Januar 
2022 den PdA-Sitz im Berner Stadtrat übernehmen. 
Matteo Micieli ist Student und arbeitet als Servi-
ceangestellter. Politisch ist Matteo Micieli bereits 
aktiv im Vorstand des Vereins Solidaritätsnetz Bern.

Die Partei der Arbeit Bern wünscht Matteo Micieli 
viel Erfolg in seinem neuen politischen Amt, damit 
die Interessen der breiten Bevölkerung auch auf 
parlamentarischer Ebene wirkungsvoll vertreten 
werden.

Partei der Arbeit (PdA) Bern, 13.Januar 2022

Impressum: 
PdA POP Partei der Arbeit des Kantons Bern
Quartiergasse 17, Postfach, 3001 Bern
www.pdabern.ch / www.popbienne.ch
mail@pdabern.ch / Kontonummer 30-26786-9

EIN ERFOLG DER 
SOLIDARITÄT!
Das Parlament hatte 61 Millionen Franken an 
die europäische Grenzschutzagentur Frontex 
zugesprochen. Darauf wurde erfolgreich ein 
Referendum ergriffen, welches den Ausbau von 
Frontex stoppen will.

«Wir wollen das Referendum nicht isoliert betrach-
ten, sondern verstehen es als Teil von unterschied-
lichem und vielfältigem Widerstand gegen die ge-
waltvolle EU-Migrationspolitik. Damit ist auch klar, 
dass das Referendum allein Frontex nicht abschaf-
fen und Grenzgewalt nicht aufheben kann. Aber: 
Als Teil dieses vielseitigen Widerstands wollen und 
können wir die gemeinsamen Forderungen – Nein 
zu Frontex, Ja zur Bewegungsfreiheit – stärken», 
erklärte ein Mitglied des No-Frontex-Referendums 
dem vorwärts auf Anfrage. Und es gibt noch einen 
weiteren positiven Aspekt: «Dank dem Referendum 
wird nun über mehrere Monate intensiver darü-
ber gesprochen, was an den EU-Aussengrenzen 
passiert, was die Schweiz damit zu tun hat und 
schlussendlich auch über die Frage abgestimmt, 
wie sich die stimmberechtigten Menschen in der 
Schweiz dazu verhalten wollen.»

Die sogenannte neutrale Schweiz

61 Millionen Franken soll neu der Beitrag der 
Schweiz an die europäische Grenzschutzagen-
tur Frontex sein. Dieser Summe – mehr als das 
Vierfache des bisherigen Beitrags – stimmte das 
Parlament im September letzten Jahres zu. Die bei-
den Kammern argumentierten: «Die EU rüstet seit 
2016 die Grenz- und Küstenwache Frontex mit mehr 
Personal und technischer Ausrüstung auf, damit 
die Agentur ihre Aufgaben im Grenz- und Rück-
kehrbereich besser wahrnehmen kann.» Und: «An 
diesem Ausbau muss sich auch die Schweiz be-
teiligen, weil es sich um eine Schengen-Weiterent-
wicklung handelt.» Als hätten die 14 Millionen von 
vorher nicht gereicht. Ein erhöhter Beitrag an eine 
Grenzschutzagentur, die mit Gewalt Menschen-
rechte verletzt, ist eine Katastrophe. Daher hatte 
das Migrant Solidarity Network das Referendum 
lanciert, welches dann von verschiedenen anderen 
Organisationen und Parteien mitgetragen wurde. L I S T E
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In einem bemerkenswerten Schlussspurt konnte 
das «No-Frontex Kollektiv» fristgerecht über 62 000 
Unterschriften einreichen, so auf ihrer Webseite zu 
lesen. Und dieser Zeitung erklärt das Kollektiv: «Es 
ist ein grossartiger Erfolg und ein riesiges Zeichen 
der Solidarität!».

Hohe ethische Standards?

Auf der Webseite frontex.europa.eu ist zu lesen: 
«Frontex verfügt über die erforderlichen Kenntnisse, 
Fähigkeiten und Kompetenzen, um ihren Auftrag 
effizient und mit hohen ethischen Standards zu 
erfüllen, und die Agentur strebt beständig nach 
Exzellenz, um ihre Leistung zu verbessern.» Hohe 
ethische Standards? Das sei mal infrage gestellt. 
Aber es geht noch weiter: «Frontex erkennt die 
Bedeutung der Menschen, Institutionen und ihrer 
Funktionen und zollt diesen Respekt, indem sie 
sie als wertvoll und wichtig erachtet.» Und um die 
Spitze der Verlogenheit noch zu erreichen: «Als 
öffentlicher Vertreter Europas dient Frontex den 
Interessen der Bürger, da die Menschen im Mit-
telpunkt der Tätigkeit der Agentur stehen und sie 
an die europäischen Werte glaubt.»
Bei so viel Falschheit wird einem förmlich schlecht. 
Fakt ist, dass die Realität anders aussieht. Zahl-
reiche Berichte belegen: Frontex beteiligt sich direkt 
und indirekt an schweren Menschenrechtsverlet-
zungen. Die Agentur scheint, anders als behauptet, 
überhaupt keinen Respekt für das Leben und die 
Rechte der Menschen auf der Flucht zu haben. Es 
sei denn, mit Schusswaffen, Schlagstöcken, Kampf-
hunden, Schallkanonen und Wasserwerfern Mi-
grant*innen anzugreifen, werde als «hohe ethische 
Standards» und «europäische Werte» angesehen.

Grauenhafte Migrationspolitik

Zu den Hauptaufgaben von Frontex zählen die 
Rückführung und Ausschaffung «irregulärer» 
Migrant*innen, Aufrüstung lokaler Grenzschutz-
behörden und das Verfassen von sogenannten 
«Risikoanalysen» samt Handlungsempfehlungen. 
Im Zuge der konstant erhöhten Auslagerung des 
EU-Migrationsregimes finden Einsätze auch in im-
mer mehr Drittstaaten statt. Dabei arbeitet Frontex 
mit über 20 Ländern ausserhalb der EU zusammen.
Ein gängiges Beispiel ist die Kooperation mit der 
libyschen Küstenwache, welche migrantische 
Boote abfängt und gewaltsam zurück nach Libyen 

schleppt. «Die Aktivitäten von Frontex fördern das 
rassistische Narrativ von Migration als Bedrohung. 
Die Abschottungspolitik der EU kostete seit 1993 
über 44000 Tote, die Dunkelziffer eingerechnet sind 
es viele mehr», ist auf der Webseite vom Referend-
um-Kollektiv No-Frontex zu lesen. Die Schweiz 
profitiert stark von der gewaltvollen europäischen 
Migrationsabwehr. Denn sie ist als Heimathafen für 
Rohstofffirmen, internationaler Bankenplatz und 
Waffenfabrik eine wichtige Profiteurin im kapita-
listischen Weltsystem. Und sie ist damit Mitverur-
sacherin vieler Fluchtursachen.

Das Todesurteil verhindern

«Frontex ist eine zentrale Akteurin in Europas Ab-
schottungspolitik, jedoch nicht das alleinige Pro-
blem. Widerstand muss daher vielseitig sein, auf 
verschiedenen Ebenen passieren und sich gegen 
unterschiedliche Akteur*innen richten. Es wird jetzt 
schon viel unternommen», hält das Kollektiv gegen-
über dem vorwärts fest. Und: «Doch die Verant-
wortung liegt im Herzen Europas, in Brüssel sowie 
in Bern. Es gilt, an diesen Orten Druck auszuüben. 
Das Referendum liefert uns ein konkretes Druck-
mittel: die Finanzierung. Denn die Rechnung ist 
einfach: ohne Geld keine Frontex».
Am 15.Mai wird das Schweizer Stimmvolk die Wahl 
haben. Ja zu Frontex oder Ja zur Bewegungsfrei-
heit? An dieser Stelle sei nochmals erwähnt, dass 
ein Ja zu einer höheren Finanzierung von Frontex 
zugleich ein indirektes Todesurteil für viele flücht-
ende Menschen an der EU-Grenze darstellt.

aus dem «vorwärts» vom 5. Februar 2022

Aus dem Stadtrat Biel/Bienne

«WE ARE DREAMERS, 
BUT WE'RE NOT THE 
ONLY ONES»
So könnte man die Debatte im Stadtrat zur au-
tofreien Stadt Biel/Bienne am 20. Januar 2022 be-
titeln. Es wurde eine Motion im Stadtrat verhandelt, 
die das Ziel hatte, die Stadt Biel/Bienne autofrei 
zu machen. Zusammen mit Nina Schlup, von den 
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JUSO, brachte ich die Motion vor den Stadtrat. 
Unsere Forderung wurde von der rechten Rats-
seite als Utopie abgetan. Utopien sind anregend. 
In einigen Augen halt aufregend. 

Doch zunächst zum Inhalt der Forderung:

MOTION: 
BIEL/BIENNE 
WIRD AUTOFREI 
Der Gemeinderat erhält folgende Aufträge:
 
• Auf Reglementsstufe wird festgeschrieben, 

dass die kommunalen Strassen in Biel bis 2030 
autofrei werden. Der Gemeinderat unterbreitet 
dem Stadtrat einen entsprechenden Regle-
mentsentwurf. 

• Ausnahmen sollen für Blaulichtorganisationen, 
sowie klar definierte Personengruppen (z.B. 
Menschen mit eingeschränkter Mobilität) auf 
Reglementsstufe ermöglicht werden. 

• Der Gemeinderat erarbeitet eine Strategie, wie 
er die kommunalen Strassen bis 2030 vom Au-
toverkehr befreien möchte und wie das Bedürf-
nis nach Mobilität danach befriedigt werden 
kann. 

• im Rahmen dieser Strategie wird ein partizipa-
tiver Prozess ausgelöst, welcher die Anwoh-
nenden und Gewerbetreibenden einbezieht. 

• Der dadurch freiwerdende öffentliche Raum 
wird aktiv umgestaltet, sodass er für die Be-
dürfnisse der Bevölkerung verwendet werden 
kann und möglichst bald von allen optimal ge-
nutzt werden kann. 

• Die Stadt Biel setzt sich bei Nachbargemeinden 
sowie auch beim Kanton für eine schnelle und 
konsequente Befreiung des öffentlichen Raums 
von motorisiertem Verkehr ein. 

Begründung: 

Mit dem Klimareglement hat sich die Stadt Biel 
dazu entschieden, wenn möglich bis 2030 klima-
neutral zu werden. Leider sind die Kompetenzen 
einer Gemeinde eingeschränkt, sodass viele 
Sektoren mit hohen CO2-Ausstössen durch die 
Stadt Biel nur bedingt beeinflusst werden können. 

Nicht so beim Verkehr (auf kommunalen Stras-
sen). Hier haben wir die Möglichkeit, entschie-
den und wirkungsvoll zu handeln. Und genau das 
müssen wir auch tun, wenn wir unseren Teil zur 
Überwindung der Klimakrise beitragen wollen. 
Ausserdem sieht das Klimareglement vor, dass 
graue Treibhausgasemissionen minimiert werden 
sollen. Da die Produktion von Autos mit hohen 
CO2-Emissionen verbunden ist, bedingt dies den 
Umstieg auf alternative Mobilitätsformen und den 
Ausstieg aus der Autogesellschaft. Eine autofreie 
Stadt hat aber noch viele weitere Vorteile. So ist 
sie unter anderem sicherer, es gibt weniger Lärm 
und weniger Luftverschmutzung. Zudem werden 
grosse Flächen im öffentlichen Raum frei, welche 
Autofahrende heute für sich beanspruchen. In ei-
ner autofreien Stadt kann dieser für nachhaltige 
und menschenfreundliche Projekte für alle, anstatt 
nur von Autofahrenden genutzt werden. Zusam-
menfassend hilft ein autofreies Biel nicht nur dem 
Klima, sondern erhöht auch die Lebensqualität 
in Biel.

Darauf folgte eine Debatte, bei der sich einige 
Bürgerliche trittsicher über Anstandsregeln hin-
wegsetzten. Speziell zu erwähnen ist dabei Jörg 
Scherrer, seines Zeichens Alt-Nationalrat und auch 
Alt-Gemeinderat der Stadt Biel/Bienne. Ausser-
dem Begründer der Autopartei…
Er griff namentlich Nina Schlup verbal an. Er ver-
lautete, dass die Motionärin in ihrem Leben zu-
erst etwas leisten müsse, bevor sie Forderungen 
stellen dürfe. Zudem gelangte er an den Gemein-
derat mit der Forderung, dass solche absurden 
Eingaben nicht mehr zugelassen werden sollen. 
Na ja. Auf jeden Fall weckte dies offenbar die linke 
Ratshälfte! 
Nach einer kurzen Umfrage wurde rasch klar, 
dass keine Mehrheit für die Motion zu erreichen 
war. Wir beschlossen, die Motion in ein Postulat 
(Prüfauftrag) umzuwandeln und nicht abschreiben 
zu lassen. Den Gemeinderat also verpflichten, die 
Vorlage einer Prüfung zu unterziehen.

Es folgte die Abstimmung. Und siehe da: das Po-
stulat wurde mit 25 zu 24 Stimmen überwiesen. 
Die geweckte Ratslinke folgte unserem Vorschlag. 
Sehr zum Ärger der rechten Ratsseite. Also: ein 
kleiner Erfolg und gleichzeitig ein Aufsteller.

Pesche Heiniger, Stadtrat PdA/POP Biel/Bienne 
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FREIRAUM!

Daten der kantonalen 
Mitgliederversammlungen 2022:

Montag 25. April, 19h30 in Biel
Montag 22. August, 19h30 in Bern 
Montag 7. November, 19h30 in Biel

SPENDEN

Wahlkampfspenden an PdA Bern, 
PC Konto 30-26786-9 mit dem Vermerk 
«Grossratswahlen». Herzlichen Dank!

ERSTAUFFÜHRUNG:
LANDSCAPE OF 
RESISTANCE
Die Lebenserinnerungen der jugoslawischen 
Partisanin Sonja Vujanović bringen den Zweiten 
Weltkrieg und die Gegenwart in direkte Bezie-
hung zueinander.

Die heute fast hundertjährige Sonja war eine der 
ersten Frauen in der Widerstandsbewegung Ju-
goslawiens. Inspiriert durch revolutionäre Bücher, 
schloss sie sich Ende der Dreissigerjahre der an-
tifaschistischen kommunistischen Bewegung an 
und wurde 1941 Partisanin im deutsch besetzten 
Serbien. Sie wurde verhaftet, gefoltert und nach-
einander in verschiedene Konzentrationslager der 
Nazis deportiert, wo sich Sonja wiederum dem 
Widerstand anschloss und Leiterin einer Kampfein-
heit wurde.

Über zehn Jahre lang haben die Regisseurin Marta 
Popivoda und Sonjas Enkelin Ana Vujanović ihre 
Gespräche mit der unterdessen sehr alten und 
immer noch charismatischen Frau aufgezeichnet. 
Während wir den Geschichten zuhören, erkunden 
wir die Schauplätze ihres revolutionären Lebens, 
wie sie heute noch existieren – Hausruinen, Wäl-
der, Berge und schlammige Böden, bis hin zu den 
Schornsteinen von Auschwitz –, und reisen im-
mer wieder zurück in Sonjas winzige Wohnung in 
Belgrad, wo sie heute mit ihrem Mann und ihrer 
Katze lebt.

Im Lauf der Erzählungen schreiben sich die Fil-
memacherinnen vermehrt in den Film ein und ver-
binden LANDSCAPES OF RESISTANCE mit ihrem 
eigenen Aktivismus gegen faschistische Tendenzen 
im heutigen Europa: «Wir müssen keine Heldinnen 
sein, aber Partisaninnen. Dazu gibt es keine Alter-
native.»

Die Erstaufführung des Films fand am Sonntag, 20. 
02. 22 im Kino Xenix in Zürich statt.
In Bern läuft der Film am 6. und 26. März 2022 im 
Kino Rex.

https://www.rexbern.ch/filme/landscapes-of-resistance-pejzazi-otpora/
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